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TTIP und der Rest der Welt

Obwohl die Verbraucherschutzstandards in der 
EU häufig besser sind als in den USA, sind sie 
längst nicht ideal. An einigen Stellen ist es so-
gar umgekehrt: Europäische Konzerne drängen 
auf teilweise besser regulierte Märkte der USA. 
Die EU-Kommission drängt beispielsweise auf 
die Aufnahme von Regeln in das TTIP, die eine 
Gefahr für „Farm to School“-Projekte in den USA 
darstellen. Diese Projekte bringen lokal produ-
zierte Lebensmittel in die Kantinen von Schulen. 
	
Eine Freihandelszone aus der EU und den USA 
würde fast die Hälfte der Wirtschaftskraft der 
Welt vereinigen. Ein Ziel ist es, so dem Rest der 
Welt die eigenen Standards faktisch aufzuzwin-
gen. Zeitgleich verhandeln die USA das Trans-
pazifische Handelsabkommen TPP und die EU 
bilaterale Wirtschaftspartnerschaften (EPA) mit 
vielen ehemaligen Kolonien. Auf die Umwelt und 
die Interessen der kleinbäuerlichen Landwirt-
schaft in diesen Ländern wird keine Rücksicht 
genommen.

Beim TTIP besteht das erste Mal seit langem die 
Chance, dass zivilgesellschaftlicher Druck auf 
beiden Seiten ein Freihandelsabkommen zu Fall 
bringt. Statt einseitig die Interessen von multina-
tionalen Konzernen zu bedienen, sollten interna-
tionale Abkommen globale Probleme wie Klima-
wandel, Biopiraterie und die Hungerkrise lösen.

Das Umweltinstitut München fordert:

	 Einen sofortigen Stopp der TTIP-Verhandlungen

	 Starke, multilaterale Abkommen für Klimaschutz 
und Biodiversität

	 Das Verbot von Risikotechnologien wie  
Gentechnik und Fracking

Mehr Informationen zum TTIP finden Sie 
auf www.umweltinstitut.org
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Freie Fahrt für Gentechnik und Chemie

Genmanipulierte Pflanzen könnten sich infolge 
des TTIP auch auf europäischen Äckern breit-
machen: Die Vereinheitlichung von Standards 
würde dazu führen, dass die vielen in den USA 
zugelassenen Sorten auch in der EU angebaut 
werden dürfen – ohne eine zusätzliche Prüfung 
und ohne eine politische Entscheidung. 

Die Verfahren und Philosophien bei der Zu-
lassung von Chemikalien, die in der Landwirt-
schaft und der Industrie zum Einsatz kommen, 
sind in den USA und der EU sehr unterschied-
lich. Das geplante Abkommen würde dazu 
führen, dass nur auf einer Seite des Atlantiks 
eine Zulassung nötig ist, um ein Produkt in der 
gesamten Freihandelszone zu verkaufen. So 
könnte zum Beispiel das Totalherbizid Glufosi-
nat, dessen Zulassung in der EU 2017 ausläuft, 
weil es krebserregend und fruchtbarkeitsschä-
digend ist, schnell wieder in die Landwirtschaft 
der EU zurückkehren.

Amerikanische Energiekonzerne zeigen zu-
dem Interesse an Schiefergasvorkommen in 
Europa, die nur durch Fracking ausgebeutet 
werden können. Das Verfahren, bei dem große 
Mengen Wasser und Chemikalien in eine Ge-
steinsschicht gepresst werden, um das Gas 
freizusetzen, ist in einigen EU-Staaten bereits 
verboten, weil dabei immer wieder giftige Che-
mikalien und Gas ins Grundwasser geraten.

Handelshemmnis Verbraucherschutz?

Im neoliberalen Kontext des Freihandels sind 
viele Regelungen des Verbraucherschutzes le-
diglich unliebsame Handelshemmnisse, die es 
abzuschaffen gilt. 

So möchten amerikanische Firmen Fleisch von 
Tieren, die für ein schnelleres Wachstum mit 
Hormonen behandelt wurden, auf den europä-
ischen Markt bringen. Dabei sind einige der in 
den USA verwendeten Wachstumshormone, 
beispielsweise Ractopamin, für Menschen ge-
sundheitsschädlich. Auch Milch von hormon-
behandelten Kühen sowie Geflügelfleisch, das 
nach dem Schlachten durch ein Chlorbad desin-
fiziert wurde, sind in Europa bisher verboten. 

Auch die Kennzeichnungspflicht für Lebensmit-
tel aus genmanipulierten Pflanzen gilt als Han-
delshemmnis. Im Rahmen der gegenseitigen An-
erkennung von Standards könnten Lebensmittel 
aus den USA auf den europäischen Markt kom-
men, die zum Beispiel gentechnisch veränderte 
Pflanzen wie Mais oder Soja enthalten, ohne 
dass dies gekennzeichnet ist. 

Eine Ausweitung der Kennzeichnungspflicht auf 
tierische Produkte, die mit genmanipulierten Fut-
termitteln entstanden sind oder auf Textilien aus 
Gen-Baumwolle wäre unter den Bedingungen 
von TTIP nur noch mit Zustimmung der US-Re-
gierung möglich.
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TTIP - Freihandel statt Demokratie

Die Verhandlungen über das Transatlantische 
Handels- und Investitionsabkommen (Transat-
lantic Trade and Investment Partnership, kurz 
TTIP) zwischen der EU-Kommission und der 
US-Regierung sollen die weltgrößte Freihan-
delszone schaffen. Dabei geht es nicht nur um 
die Absenkung von Zöllen, sondern um einen 
umfassenden Abbau von Handelshemmnissen 
sowie darum, Investitionen auf der jeweils ande-
ren Seite des Atlantiks vor staatlichen Eingriffen 
zu schützen. Das Ziel ist eine Vereinheitlichung 
und gegenseitige Anerkennung von Regelungen 
in allen Bereichen des wirtschaftlichen Lebens 
sowie eine frühzeitige Absprache über neue Re-
gelungen.

Besonders in der Kritik steht der Investitions-
schutz, der über außerstaatliche Schiedsgerichte 
unter Aufsicht von Weltbank und UNO geregelt 
werden soll. Konzerne, die sich durch demokra-
tisch legitimierte politische Entscheidungen ge-
schädigt fühlen, könnten vor diesen Gerichten 
auf Entschädigung klagen.

Trotz dieses umfassenden Anspruchs wird das 
TTIP im Geheimen und unter hohem Zeitdruck 
verhandelt. Selbst Abgeordnete im Europäischen 
Parlament wissen kaum etwas über die Inhalte 
der Verhandlungen. Eine öffentliche Diskussion 
über das Projekt ist nicht vorgesehen, sondern 
muss von kritischen Organisationen und Bürger-
innen und Bürgern erzwungen werden.


